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Vorwort

Das zum Pflichtstoff für die beiden juristischen Staatsprüfungen in Baden-Württem-
berg zählende Kommunalrecht ist nicht nur im Alltag jedes Einzelnen von großer Be-
deutung, sondern bietet auch wie kaum ein anderes Rechtsgebiet zahlreiche An-
wendungsfelder für die juristische Ausbildung. Die Kommunen nehmen sich auf der
untersten Verwaltungsebene unseres Staates aller Angelegenheiten der örtlichen
Gemeinschaft an, so dass die in der Kommune tätigen Juristen in einem letzten Ge-
neralisten-Refugium tätig sind. Die Gemeinden sind zugleich lebendige demokrati-
sche Gemeinwesen, in denen sich politische Prozesse nahe am Menschen und an
dessen Bedürfnissen abspielen. Somit kann der politische Diskurs auf Gemeinde-
ebene der Tendenz zu populistischen Parolen, simplen Welterklärungen und Politik-
verdrossenheit entgegenwirken. Demokratie braucht – nach einem Friedrich Ebert
zugeschriebenen Wort – engagierte Demokraten, und solche finden sich in den
Volksvertretungen der Gemeinden und Kreise. Die meisten aktuellen rechtlichen und
politischen Entwicklungen spiegeln sich unmittelbar auf Gemeindeebene wider, wie
sich zuletzt anlässlich der Bewältigung der Flüchtlingsströme in den Jahren 2015/16
zeigte. Die Gemeinden haben hier Außerordentliches geleistet. Hochaktuell sind
nach wie vor die Europäisierung der Rechtsordnung, die unmittelbare Bürgerbeteili-
gung oder der Trend zu einer Rekommunalisierung bereits aufgegebener Tätigkeits-
felder. Dabei eröffnet die langsame Erholung der Gemeinden von der finanziellen
Ausblutung, die sie jahrzehntelang erfahren haben, größere Handlungsspielräume.

Das vorliegende Kompendium beruht auf unserer seit 2004 an der Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg gehaltenen Vorlesung sowie auf unserer langjährigen Erfahrung
in der rechtlichen Beratung der Stadt Freiburg und ihrer Gesellschaften bzw. der an-
waltlichen Beratung zahlreicher Kommunen. Wir wollen sowohl den Studierenden
wie den kommunalen Praktikern und Wissenschaftlern einen fundierten, aktuellen
und systematischen Überblick des Kommunalrechts verschaffen, und damit den Zu-
gang zu diesem heterogenen Rechtsgebiet erleichtern. Besonderer Wert wird dabei
auf die Lösung der im kommunalen Alltag auftauchenden Probleme gelegt. Der
Schwerpunkt der Überarbeitung für die 11. Auflage liegt in der Novelle des Kommu-
nalrechts vom Herbst 2015 und der Integration der neuen EU-Vergaberechtsrichtlini-
en.

Das Buch ist ein Gemeinschaftswerk, das von beiden Autoren insgesamt verantwor-
tet wird. Bei der nebenberuflichen Arbeit hieran haben wir sehr viel Unterstützung
von den Kolleginnen und Kollegen in der Sozietät Sparwasser & Heilshorn und der
Stadtverwaltung Freiburg erfahren, wofür wir herzlich danken möchten.

Eine derart umfassende Neuauflage ist nicht frei von Fehlern und Unstimmigkeiten.
Wir sind für entsprechende Hinweise dankbar, die an folgende Anschriften gerichtet
werden können: Prof. Dr. Rüdiger Engel, Stadt Freiburg i.Br. – Dezernat V –, Fehren-
bachallee 12, 79106 Freiburg, Ruediger.Engel@stadt.freiburg.de oder Rechtsanwalt
Prof. Dr. Torsten Heilshorn, SHP Rechtsanwälte, Mozartstraße 48, 79104 Freiburg,
info@shp-rechtsanwaelte.de.
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Soweit wir im Text die maskuline Form von Substantiven verwenden, sind grund-
sätzlich alle Geschlechter gemeint. Rechtsetzung, Rechtsprechung und Literatur be-
finden sich auf dem Stand vom 1. März 2018, spätere Änderungen konnten in der
Drucklegung nicht mehr berücksichtigt werden.

Freiburg i.Br., im März
2018

Rüdiger Engel Torsten Heilshorn
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